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RECHT UND KAPITALMARKT

Globale Mindeststeuer setzt neue
Leitplanken

Hoher administrativer Aufwand fˇr Konzerne – Stolpersteine in Übernahmen
Von Jens-Uwe Hinder und Jenny

Broekmann *)
.......................................................

B˛rsen-Zeitung, 19.3.2022
Ende 2021 haben die OECD und die
EU Mustervorschriften fˇr die Um-
setzung der globalen Mindestbe-
steuerung ver˛ffentlicht, die am 14.
März weiter konkretisiert wurden.
Auf diese hatten sich 137 Staaten
nach langen Verhandlungen geei-
nigt. Die Staaten mˇssen nun ihr na-
tionales Recht anpassen, damit mul-
tinationale Unternehmen ab 2023
global einem Mindeststeuersatz von
15% unterliegen. Unternehmen
sollten sich frˇhzeitig mit dieser
Thematik auseinandersetzen, da die
praktischen Folgen und der admini-
strative Aufwand nicht unerheblich
sind.
Die globale Mindestbesteuerung

ist Teil des Zwei-Säulen-Modells der
OECD, mit welchem das internatio-
nale Besteuerungssystem umfassend
reformiert werden soll. Durch Säule
1wird das Steueraufkommen bei der
Besteuerung großer (Digital-)Kon-
zerne zwischen den Staaten neu ver-
teilt. Durch Säule 2 mˇssen Unter-
nehmen mit einem Jahresumsatz
von ˇber 750Mill. Euro ihren welt-
weiten Gewinn kˇnftig mit minde-
stens 15% versteuern. Dazu soll eine
Zusatzsteuer am Sitz der Konzern-
mutter erhoben werden. Ist diese
selbst in einem Niedrigsteuerland
ansässig, werden andere Konzern-
unternehmen zur Nachbesteuerung
herangezogen.
Im Ergebnis zahlt der Konzern

stets mindestens 15% Steuern, un-
abhängig davon, wo Gewinne ent-
standen sind. Gewinnverlagerungen
in Steueroasen und der Wettbewerb
der Staaten um die geringsten Steu-
ersätze sollen dadurch unterbunden
werden.
Bereits jetzt zahlen gewerbliche

Unternehmen in Deutschland deut-
lich mehr als den Mindestsatz von
15%. Dennoch sind auch fˇr diese
Unternehmen, sofern sie internatio-

nal agieren und in den Anwendungs-
bereich der Mindestbesteuerung fal-
len, erhebliche Auswirkungen ab-
sehbar. Liegen Unternehmensteile
in Niedrigsteuerländern (zum Bei-
spiel Bahamas, aber auch Irland),
kommt es zu einer Erh˛hung der glo-
balen Steuerlast, da durch die Nach-
besteuerung zwangsläufig eine
Steueranhebung auf 15% erfolgt.
Zudem k˛nnten bisherige Niedrig-
steuerländer kˇnftig eigene Zusatz-
steuern einfˇhren oder ihre steuerli-
chen Anreizsysteme ändern, um ih-
ren effektiven Steuersatz anzuheben
und sich so einen Teil des Kuchens
der globalen Mindestbesteuerung
zu sichern.
Der erhebliche administrative Auf-

wand, der auf Unternehmen zu-
kommt, ist nicht zu unterschätzen.
Jährlich ist zu klären, ob der Kon-
zern die Umsatzgrenze ˇberschrei-
tet. Falls ja, muss ermittelt und ge-
meldet werden, in welchen Ländern
Konzernmitglieder jeweils einem ge-
ringeren effektiven Steuersatz als
die 15% unterlagen. Die Ermittlung
tritt neben die ˇblichen Berechnun-
gen, wie zum Beispiel die Hinzu-
rechnungsbesteuerung. Hier sind
frˇhzeitig Vorkehrungen zu treffen,
damit die komplexen Berechnun-
gen, ob, wo und in welcher H˛he
Mindeststeuer anfällt, rechtzeitig er-
folgen k˛nnen.
Kompliziert wird es, wenn Rech-

nungslegungsstandards innerhalb
des Konzerns nicht einheitlich sind,
Beteiligungen unterjährig erworben
oder grenzˇberschreitende Um-
wandlungen durchgefˇhrt werden.
Konzerninterne Prozesse, die auch
nachträgliche Korrekturen (zum
Beispiel aufgrund geänderter Steu-
erbescheide) erm˛glichen, mˇssen
eingefˇhrt werden. Über all diesem
Compliance-Aufwand stehen m˛gli-
che Strafzahlungen (bis zu 5% des
Umsatzes), wenn Erklärungs- und
Meldepflichten nicht nachgekom-
men wird.
Auch fˇr die Praxis der Unterneh-

menstransaktionen ergeben sich Fol-
gen. Investoren mˇssen sich kˇnftig
fragen, wie Haftungsrisiken im Zu-
sammenhang mit der Mindestbe-
steuerung hinreichend abgedeckt
werden k˛nnen. Hat das Zielunter-
nehmen den Vorgaben der Mindest-
besteuerung entsprochen? Wurden
die erforderlichen Erklärungen in
sämtlichen Staaten abgegeben? Ist
sichergestellt, dass Verkäufer auch
fˇr solche Steuern haften, die wegen
Unterschreitung der 15% nachträg-
lich als Zusatzsteuer oder durch Be-
triebsausgabenabzugsverbote anfal-
len? Hier gibt es zahlreiche Stolper-
steine, die gut ˇberlegte Vertragsfor-
mulierungen fˇr den Garantie- und
Gewährleistungskatalog und ein ver-
stärktes Augenmerk im Rahmen der
Due-Diligence-Prˇfung erfordern.

Die Uhr tickt

Unternehmen sollten frˇhzeitig
klären, ob sie in den Anwendungsbe-
reich der Mindestbesteuerung fallen
beziehungsweise absehbar fallen
werden, und entsprechende Pro-
zesse aufsetzen. Falls Unterneh-
mensteile in Niedrigsteuerländern
liegen, sollte genau beobachtet wer-
den, wie diese Länder auf die Ein-
fˇhrung der globalen Mindestbe-
steuerung reagieren. Standortent-
scheidungen k˛nnen gegebenenfalls
in Frage stehen, wenn diese bislang
allein auf Basis der geringen Steuer-
sätze getroffen wurden. Restruktu-
rierungen unter Nutzung der von
der OECD vorgesehenen Substanz-
und Asset-Carve-outs k˛nnten hier
durchaus Sinn machen. Angesichts
des ambitionierten Zeitplans der
OECD sollten Unternehmen jeden-
falls nicht zu lange mit der Ausein-
andersetzung mit dieser Thematik
warten.
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